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Antrag 

der Fraktion der SPD 

betr. Aufhebung der Verordnung über Ausnahmen 
vom Mieterschutz und Vorlage eines Gesetzes 
zur Regelung von Miet- und Pachtverhältnissen 
für Geschäftsräume und gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Verordnung über Ausnahmen vom Mieterschutz vom 27. 
November 1951 (BGBl. I S. 926) sowie die Verordnung PR 71/51 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts vom 29. 
November 1951 (BGBl. I S. 920) außer Kraft zu setzen, 

2. unverzüglich ein Gesetz einzubringen, das in gerechter Abwägung 
der Interessen der Beteiligten die Miete oder Pacht für Geschäfts- 
raum und gew erblich genutzte unbebaute Grundstücke in der 
Weise regelt, daß die erhöhten Unkosten der Vermieter oder 
Verpächter eine angemessene Berücksichtigung finden, aber Preis- 
treiberei ausgeschlossen wird. 

Bonn, den 8. Februar 1952 


Ollenhauer und Fraktion 


\ 


(neu) 
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